Anlage 2 zum gemeinsamen Rundschreiben des Bayerischen Gemeindetags
und des Bayerischen Stadtetags vom 14.04.2025

Einfihrung einer Stellplatzpflicht in Stadten und Gemeinden;
Satzungsmuster des Bayerischen Gemeindetags und Bayerischen Stadtetags

Satzung zur Einfihrung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge
(Stellplatzsatzung)

Die Stadt/ Gemeinde ... erlasst auf Grund des Art. 23 der Gemeindeordnung flr den Freistaat
Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI S. 796 ff.), zuletzt ge-
andert durch 8 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBI. S. 573 ff.), und Art. 81 Abs. 1 Nr.
4 [optional ggf. zu erganzen: 1 und 5] der Bayerischen Bauordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588 ff), zuletzt geandert durch ... <entsprechend Bay-
ern.Recht einsetzen> folgende Satzung:

§1
Anwendungsbereich

(1) Die Satzung gilt fur die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von Anlagen im
Sinne des Art. 1 Abs. 1 BayBO im Stadt-/Gemeindegebiet ... . Ausgenommen sind, wenn
sie zu Wohnzwecken erfolgen, Anderungen oder Nutzungsanderungen im Sinne des Art.
81 Abs. 1 Nr. 4b, zweiter Halbsatz BayBO.

(2) Regelungen in Bebauungsplanen oder anderen stadtebaulichen Satzungen, die von den
Regelungen dieser Satzung abweichen, haben Vorrang.

§2
Pflicht zur Herstellung von Kfz-Stellplatzen

(1) Beider Errichtung von Anlagen, fiir die ein Zu- oder Abfahrtsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu
erwarten ist, sind Stellplatze herzustellen. Bei der Anderung oder Nutzungsénderung von
Anlagen sind Stellplatze herzustellen, wenn dadurch zuséatzlicher Zu- oder Abfahrtsverkehr
zu erwarten ist.

(2) Die Zahl der notwendigen Stellplatze bemisst sich nach der Anlage der Verordnung Uber
den Bau und Betrieb von Garagen sowie Uber die Zahl der notwendigen Stellplatze vom 30.
November 1993 in ihrer jeweils gliltigen Fassung.

[alternativ: ...nach Anlage x zur Satzung. Anlage x ist Bestandteil der Satzung. Ist eine
Nutzung nicht in der Anlage aufgefthrt, ist die Zahl der notwendigen Stellplatze in Anleh-
nung an eine oder mehrere vergleichbare Nutzungen der Anlage zu ermitteln.]

(3) Die Ermittlung erfolgt jeweils nach Nutzungseinheiten. Bei baulichen Anlagen, die unter-
schiedliche Nutzungsarten enthalten, wird die Zahl der notwendigen Stellplatze getrennt
nach den jeweiligen Nutzungsarten ermittelt.

(4) Die Zahl an notwendigen Stellpléatzen ist jeweils auf eine Dezimalstelle zu ermitteln und
nach kaufmannischen Grundsatzen zu runden. Bei baulichen Anlagen mit mehreren Nut-
zungseinheiten oder unterschiedlichen Nutzungsarten erfolgt die Rundung erst nach Addi-
tion der fUr jede Nutzungseinheit und jede Nutzungsart notwendigen Stellplatze.?


eichner
Schreibmaschine
Anlage 2 zum gemeinsamen Rundschreiben des Bayerischen Gemeindetags 
und des Bayerischen Städtetags vom 14.04.2025


§(...)

Erma

RBigung der Zahl der notwendigen Stellplatze

... [optional] vgl. Anhang erganzende Mobilitatsbausteine

§3

Herstellung und Ablése® der Stellplatze

(1)

()

(..)

®3)

(4)

Die nach 88 2 und 3 dieser Satzung erforderlichen Stellplatze sind auf dem Baugrundstiick
oder auf einem geeigneten Grundstiick in der N&he des Baugrundstiicks herzustellen. Bei
Herstellung der Stellplatze auf einem geeigneten Grundstiick in der Nahe des Baugrund-
stiicks ist dessen Benutzung fir diesen Zweck gegeniiber dem Rechtstrager der Bauauf-
sichtsbehdrde rechtlich zu sichern.

Die Inanspruchnahme derselben Stellplatze durch zwei oder mehrere Nutzungen mit unter-
schiedlichen Geschéfts- oder Offnungszeiten (Wechselnutzung) kann zugelassen werden,
wenn sichergestellt ist, dass keine Uberschneidungen der Benutzung des Stellplatzes auf-
treten und keine negativen Auswirkungen auf den Verkehr in der Umgebung zu erwarten
sind.

[optional] Ablose zur Forderung alternativer Mobilitatskonzepte
vgl. Anhang ergdnzende Mobilitdtsbausteine

[optional]

[Alternative 1: Ablose im Ermessen der Gemeinde] Die Pflicht zur Herstellung der Stell-
platze kann auch durch Ubernahme der Kosten ihrer Herstellung gegeniiber der Gemeinde
(Ablosevertrag) abgelost werden. Die Entscheidung Uber den Abschluss eines Ablésungs-
vertrags steht im Ermessen der Gemeinde®. Der Bauherr hat keinen Anspruch auf Ab-
schluss eines solchen Vertrags; dies gilt auch dann, wenn die Stellplatze nicht auf dem
Baugrundstiick oder in der Nahe des Baugrundstiicks tatsachlich hergestellt werden kén-
nen. Der Ablosungsbetrag betragt je Stellplatz ... Euro®.

[Alternative 2: Ablése bei Unmdglichkeit der Herstellung auf dem Baugrundstiick] Soweit
die Unterbringung der Stellplatze, die herzustellen sind, auf dem Baugrundstiick oder in
Néahe des Baugrundstiicks nicht méglich ist, kann die Verpflichtung nach § 2 in besonderen
Einzelfallen auf Antrag auch dadurch erflllt werden, dass die Kosten fiir die Herstellung der
notwendigen Stellplatze in angemessener Hohe gegenilber der Gemeinde (Ablésevertrag)
Ubernommen werden.

Von der Mdglichkeit der Ablése nach Absatz 3 [... ggf. erganzen] sind Nutzungen ausge-
nommen, die fur ihren geordneten Betriebsablauf darauf angewiesen sind, ihren Zu- und
Abfahrtsverkehr durch Stellplatze auf dem Baugrundstiick oder auf einem geeigneten
Grundsttick in der Nahe des Baugrundstticks abzuwickeln.



§4
Anforderungen an die Herstellung®

(1) Fur Stellplatze in Garagen gelten die baulichen Anforderungen der Verordnung Uber den
Bau und Betrieb von Garagen sowie Uber die Zahl der notwendigen Stellplatze vom 30. No-
vember 1993 in ihrer jeweils glltigen Fassung.

(2) Im Ubrigen sind Stellplatze in ausreichender GroRe und in Abhangigkeit der beabsichtigten
Nutzung herzustellen. Es gilt Art. 7 BayBO.

(...) [optional] Verbot eintdniger Flachennutzung nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO oder weitere
Anforderungen nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO, vgl. Anhang ,Weitere Bausteine”

§5

Abweichungen

Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBO kdnnen Abweichungen zugelassen werden.
§6

Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt zum ... in Kraft’. [ggf. Mit dem In-Kraft-Treten dieser Satzung tritt die Stell-
platzsatzung vom... au3er Kraft.]



1 Nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO kann eine geringere Anzahl von Stellplatzen, als in der Garagen- und
Stellplatzverordnung (GaStellV) festgelegt, angeordnet werden. Dies erlaubt grundsatzlich auch, die An-
lage der GaStellV weiter auszudifferenzieren, soweit hierdurch ihre Obergrenzen nicht tiberschritten wer-
den (beispielsweise nach Wohnflache gestaffelte Stellplatzzahlen).

2 Die konkrete Ausgestaltung der Rundungsregelung sollte mit dem Vollzug der GaStellV durch die jeweils
zustandige Bauaufsichtsbehdrde abgestimmt werden. Sie sollte, um ein Uberschreiten der Obergrenzen
der Anlage der Garagen- und Stellplatzverordnung zu vermeiden, dem Bauvollzug entsprechen.

3 Die Geldbetrage fur die Ablosung von Stellplatzen sind zweckbestimmt zu verwenden. Art. 81 Abs. 1 Nr.
4c) BayBO erlaubt die Verwendung fir die Herstellung zusétzlicher Stellplatze (beispielsweise in Quartiers-
oder Anwohnergaragen), fur die Instandhaltung, die Instandsetzung oder Modernisierung bestehender Par-
keinrichtungen einschlieRlich ihrer Ausstattung mit Elektroladestationen, fuir den Bau und die Einrichtung
innerdrtlicher Radverkehrsanlagen, fir die Schaffung von offentlichen Fahrradabstellplatzen und gemeindli-
chen Mietfahrradanlagen einschlie3lich der Ausstattung mit Elektroladestationen und sonstige MalRnahmen
zur Entlastung der Stral3en von ruhendem Verkehr einschlie3lich investiver Malinahmen des 6ffentlichen
Personennahverkehrs, insbesondere unter Berticksichtigung der ortlichen Verkehrsinfrastruktur.

Die Einzelheiten Uber die Ablésung sind im Ablésungsvertrag geregelt. Der Ablésungsvertrag ist vor Ertei-
lung der Baugenehmigung bzw. bei verfahrensfreien Bauvorhaben vor Baubeginn abzuschlie3en.

4 Bei der Ermessensausiibung ist der Grundsatz der Gleichbehandlung zu beachten. Vor diesem Hinter-
grund kann es sich empfehlen in der Begrindung Regelbeispiele fur eine Ablése aufzufuhren, beispiels-
weise die Unmdglichkeit der Herstellung.

5> Die Hohe der Ablosebetrage ist mit den Kosten der Herstellung des Stellplatzes gedeckelt. Um die Hohe
der Ablosebetrage der Kostenentwicklung entsprechend ohne Aufwand fortschreiben zu kénnen etwa bei
der Festlegung lagebezogen gestaffelter Ablosebetrage oder in Marktlagen mit stetig steigender Preisent-
wicklung, kann es sich auch anbieten, die H6he der Ablosebetrage nicht in der Satzung zu regeln. In die-
sem Fall empfiehlt sich eine Festlegung und Fortschreibung ihrer H6he im Wege einer Beschlussfassung
durch den Stadtrat bzw. Gemeinderat. In der Begriindung zur Satzung sollte dann entsprechend darauf
hingewiesen werden, dass die Hohe der Abldsebetrage vom Stadtrat beschlussmaRig festgelegt und fort-
geschrieben werden.

5 Die Satzungsermachtigung des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO erlaubt keine Festlegungen zu Beschaffen-
heit, Grol3e, Ausstattung oder Zuwegung eines Stellplatzes. Aus Grinden der Anwendungsfreundlichkeit
sind vorliegend deklaratorische Hinweise auf gesetzliche MalRgaben aufgenommen, die bei Herstellung
von Stellplatzen zu erfillten sind, etwa die GaStellV (Ausgestaltung von Garagen und Stellplatzen mit
Schutzdachern). Nachdem Stellplatze ohne Schutzdéacher (= oberirdische Stellplatze) nicht in der GaStellV
enthalten sind, werden die feststehenden, begriffichen Eigenschaften eines Stellplatzes und die Geltung
des Art. 7 BayBO (Verwendung wasseraufnahmefahiger Belage) klargestellit.

 Die Stellplatzpflicht nach Art. 47 Abs. 1 BayBO (2023) entfallt zum 1. Oktober 2025. Um einen nahtlosen
Fortbestand der Stellplatzpflicht sicherzustellen, empfiehlt es sich, die gemeindliche Stellplatzpflicht gleich-
zeitig zum Auslaufen der staatlichen Stellplatzpflicht in Kraft zu setzen und ggf. zeitgleich eine bestehende
Stellplatzsatzung aulRer Kraft zu setzen. Auf Art. 83 Abs. 5 Satz 2 BayBO (Bestandsschutzmdglichkeit) wird
hingewiesen.



Einflhrung einer Stellplatzpflicht in Stadten und Gemeinden;
Anhang zum Satzungsmuster des Bayerischen Gemeindetags und Stadtetags
.Mobilitatsbausteine und erganzende Bausteine*

Erganzende Bausteine fur alternative Mobilitatsformen (,,Mobilitatsbausteine®)

Uber die Zahl der notwendigen Stellplatze und liber die Méglichkeiten der Ablése kénnen alterna-
tive Verkehrskonzepte bericksichtigt bzw. gefordert werden. Optional kdnnen folgende Bau-
steine einzeln oder kombiniert in die Satzung integriert werden:

§(...)

ErmaRigung der Zahl der notwendigen Stellplatze

(1) [Mobilitatsbaustein 1: lagebedingte Ermafiigung] Fur Nutzungen in den Geltungsbereichen
der Zone ... (Anlage xx) sind nur ... Prozent der nach 8 2 dieser Satzung notwendigen, ge-
rundeten Stellplatze nachzuweisen. Anlage xx ist Bestandteil der Satzung. Von der Ermali-
gung sind Nutzungen ausgenommen, die fur ihren geordneten Betriebsablauf darauf ange-
wiesen sind, ihren Zu- und Abfahrtsverkehr durch Stellplatze auf dem Baugrundstiick oder
auf einem geeigneten Grundstick in der Nahe des Baugrundstticks abzuwickeln.

(2) [Mobilitatsbaustein 2: Fahrrad ersetzt Pkw] Bis zu ... Prozent der notwendigen Stellplatze
konnen durch Abstellplatze fur Fahrréder ersetzt werden. Dabei werden flr einen notwendi-
gen Stellplatz ... Abstellplatze fir Fahrrader oder ... Abstellplatze fur Lastenfahrréader ange-
rechnet, soweit diese auf dem Baugrundsttick oder in unmittelbarer Nahe des Baugrund-
stucks zu erreichen sind. § 4 Abs.1 Satz 2 gilt entsprechend [ggf: Satze 1 und 2 gelten nicht
in Bereichen der Anlage xx.] Art. 46 Abs. 2 BayBO bleibt davon unberihrt.

(3) [Mobilitdtsbaustein 3: Qualifiziertes Mobilitdtskonzept] Eine ErmafRigung der notwendigen
Stellplatze kann auch durch ein Mobilitatskonzept erfolgen, welches geeignet ist, den Bedarf
der Nutzer der baulichen Anlage nach Stellplatzen zu reduzieren. Das Mobilitdtskonzept ist
gegeniber der Stadt/Gemeinde durch eine Verpflichtungserklarung abzusichern.

(4) 82 Absatz 4 Satz 1 dieser Satzung gilt entsprechend.

Hinweise:

Alternative Mobilitatsformen kénnen den Bedarf an KfZ-Stellplatzen senken. Insoweit kann ein eigenstandi-
ger Paragraph zur ErmaRigung der Zahl der notwendigen Stellplatze eingefligt werden. Zusétzlich sollte
ein Verweis auf die Rundungsregelung des § 2 Absatz 4 Satz 1 der Satzung aufgenommen werden.

Zu Mobilitatsbaustein 1 ,,lagebedingte Ermaiigung“

Durch vorhandene Verkehrsinfrastruktur wie beispielsweise sehr gute oder gute Erreichbarkeit mit éffentli-
chen Verkehrsmitteln, eine hervorragende Erschliel3ung des jeweiligen Gebiets fur Fahrréder, etwa durch
Radwege oder gut ausgestattete Fahrradabstellplatze im Offentlichen Raum, kann sich ein bestimmter An-
teil des Verkehrs auf alternative Mobilitatsmittel verlagern. So kénnen beispielsweise mit den Einzugsberei-
chen von Haltestellen des OPNV, der Anzahl und der Taktfrequenz von Haltestellen Stadtbereiche im Hin-
blick auf ihre Erreichbarkeit und damit im Hinblick auf ihren Stellplatzbedarf kategorisiert werden. Auch die
Lage eines Grundstiicks in verkehrsberuhigten oder bewirtschafteten Bereichen des 6ffentlichen Raums
oder im Wirkbereich eines intelligenten Parkleitsystems kann eine grundsatzliche Reduktion des Stellplatz-
bedarfs begriinden. Entsprechendes kann auch fiir Wohnnutzungen in einer guten Nahversorgungslage fur
Guter des taglichen Bedarfs gelten.



Zu Mobilitatsbaustein 2: ,,Fahrrad ersetzt Pkw*

Dieser Mobilitdtsbaustein bietet sich insbesondere an, wenn auf die Nutzung des Fahrrads ohne die Ein-
fuhrung einer Fahrradabstellplatzsatzung hingewirkt werden soll. Bei Bestehen einer rechtsverbindlichen
Fahrradabstellplatzsatzung muss bei Verwendung des Mobilitdtsbausteins ergdnzend das Verhaltnis zur
Fahrradabstellplatzsatzung geregelt werden.

Die ErmaRigung des Bedarfs an Kfz-Stellplatzen setzt voraus, dass die Abstellplatze fir Fahrrader tatsach-
lich auch angenommen werden. Hierbei sind die unmittelbare fuBlaufige Nahe und leichte Zuganglichkeit
entscheidend. Die LBO fur Baden-W rttemberg lasst einen Ersatz von bis zu 25% der notwendigen Stell-
platze zu. Die konkrete Zahl der ersatzweise zu errichtenden Abstellplatze muss der konkreten Situation
vor Ort und der mdglichen Verlagerung des Kfz-Verkehrs auf das Fahrrad Rechnung tragen. Grundsétzlich
kénnen je nach Ausrichtung vier Fahrradabstellplatze oder zwei bis drei Lastenfahrrader auf der Grol3e ei-
nes Stellplatzes untergebracht werden.

Zu Mobilitatsbaustein 3: ,,Qualifiziertes Mobilitatskonzept“:

Individuelle qualifizierte Mobilitatskonzepte kénnen den Stellplatzbedarf senken. Sie konzentrierten sich auf
MaRnahmen, die den FuBgangerverkehr, die Nutzung des Fahrrads und OPNV anstelle des Pkw fordern.
Bestandteile qualifizierter Mobilitatskonzepte kdnnen etwa die Teilnahme an einem Carsharing-Konzept,
Sharing-Angebote fir E-Bikes und Lastenpedelecs, die Einrichtung zusatzlicher und sicherer Abstellflachen
fur Fahrrader, das das dauerhafte Angebot eines fulR3laufigen Nahversorgers, verginstigte Mieter- bzw.
Jobtickets fiir den OPNV, Gemeinschaftslosungen fiir Anlieferungen, intelligente Parkleitsysteme oder die
Errichtung und Einbindung von Car-Sharing-Stationen auf dem Baugrundstiick sein. In der Begriindung
sollten die Rahmenbedingungen aufgelistet werden oder sollte darauf verwiesen werden, dass die Rah-
menbedingungen mittels Beschluss des Stadtrats bzw. Gemeinderats festgelegt und fortentwickelt werden.
Weiterfuhrende Beispiele fur neue Wohnquartiere https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/staedte-
baufoerderung/220507 brosch%C3%BCre mobilitaetskonzepte in_neuen_wohnquartieren.pdf

§4
Herstellung und Abldse der Stellplatze

(1)
(@)

(...) [Mobilitatsbaustein 4: lagebedingte Ablose] Die Pflicht zur Herstellung der Stellplatze kann
im Geltungsbereich der Zone ... (Anlage xxx) auf bis zu ...Prozent der nach 88 2 [ggf. und 3]
dieser Satzung notwendigen, gerundeten Stellplatze abgeltst werden. Anlage xxx ist Be-
standteil der Satzung. Es ist mindestens 1 Stellplatz herzustellen. Die nicht hergestellten,
notwendigen Stellplatze sind durch Ubernahme der Kosten fiir die Herstellung der Stellplatze
in angemessener Hohe gegentber der Gemeinde (Abldsevertrag) abzuldsen.

(...) [Mobilitatsbaustein 5: verbindliche Ablose] Die Pflicht zur Herstellung der Stellplatze ist im
Geltungsbereich der Zone ... (Anlage xxx) abzuldsen. Anlage xxx ist Bestandteil der Sat-
zung.

Hinweise:

Uber die Ablose kdnnen Investitionen in alternative Verkehrskonzepte getéatigt werden, die insbesondere
der Entlastung der Grundstiicke und des 6ffentlichen Raums vom ruhenden Verkehr beitragen. Beispiels-
weise kénnen bestimmte Ortsteile und Quartiere Uber eine Quartiersgarage, Parkleitsysteme, Mobilitéats-
hubs oder den Ausbau des OPNV erschlossen werden, um den Zu- und Abfahrtsverkehr mit Kfz zu redu-
zieren. Zu Mobilititsbaustein 5 ,,verbindliche Ablése: Nach dem Wortlaut der neuen Rechtsgrundlage
scheint eine solche Regelung mdglich, wenngleich hierzu keine gefestigte Rechtsprechung existiert. Die
Ubernahme der Kosten fiir die nicht hergestellten notwendigen Stellplatze in angemessener Hohe wird
auch im Falle einer verbindlichen Abldse in einem Ablésevertrag mit der Gemeinde geregelt

2
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Erganzende Bausteine zur Herstellung von Stellplatzen (,,Weitere Bausteine*)

Soweit keine eigenstandige Satzung zur Gestaltung von baulichen Anlagen oder zum Verbot der
Bodenversiegelung und einténigen Flachennutzung vorliegt bzw. erlassen werden soll, kénnen in
§ 5 der Satzung folgende Regelungen optional einzeln oder kombiniert aufgenommen werden:

§5
Anforderungen an die Herstellung

(1)
(2)

(...) [Weiterer Baustein 1: Verbot eintdniger Flachennutzung] Durch die Stellplatze und ihre
Nutzung durfen keine hohen thermischen und hydrologischen Lasten und erhebliche un-
terdurchschnittliche 6kologische sowie wohnklimatische Werte entstehen.

(...) [Weiterer Baustein 2: Begrinung der Dacher von Stellplatz- und Garagenanlagen] Dacher
mit einer Neigung bis zu 20 Grad von Garagen, Carports und Tiefgarageneinfahrten sind
[ab einer Gesamtflache von 50 m?] ganzflachig mit einer Dachbegrinung auszustatten
und konstruktiv entsprechend auszubilden. Sind technische Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie vorgesehen, ist die Dachbegriinung durchlaufend
unter der jeweiligen Anlage anzuordnen.

(...) [Weiterer Baustein 3: Begriinung der Fassaden von Garagenanlagen]
Soweit keine Belange des Ortsbildes und des Denkmalschutzes entgegenstehen, sind
Fassaden von mehrgeschossigen Garagenanlagen zu begriinen. Dies gilt nicht, soweit
Fassadenflachen von Anlagen zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie beansprucht
werden.

Hinweise:

Zum Baustein 1 ,Verbot eintdniger Flachennutzung“

Nach & 8 Abs. 1 Klimaanpassungsgesetz haben Gemeinden bei ihren Planungen und Entscheidungen die Ziele der
Klimaanpassung integriert zu beriicksichtigen. Dabei sind sowohl die bereits eintretenden als auch zukinftig zu erwar-
tenden Auswirkungen des Klimawandels zu berticksichtigen, insbesondere die Erzeugung und Verstarkung eines loka-
len Warmeinseleffektes sowie die Uberflutung oder Uberschwemmung bei Starkregen. Nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 5
BayBO kodnnen eintdnige Flachennutzungen mit hoher thermischer oder hydrologischer Last oder erheblich unterdurch-
schnittlichem 6kologischen oder wohnklimatischem Wert verboten werden. Solche Lasten kdnnen insbesondere bei
gréReren, unbedachten Stellplatzanlagen entstehen. Gestalterisch kénnen diese Lasten verhindert werden, beispiels-
weise durch Eingrinung und Durchgriinung mit Gehdlzen und mit der Pflanzung von Baumen. Einschlégige Rechtspre-
chung liegt bezuglich der Regelungsméglichkeiten der neuen Satzungserméchtigung nicht vor, ein Regelungsvor-
schlag wurde auf vielfachen Wunsch der Mitglieder aufgenommen.

Zu den Bausteinen 2 und 3 ,,Begriinung von Stellplatz- und Garagenanlagen*

Nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 kénnen bauliche Anlagen aus gestalterischen Grinden begriint werden. Gerade Dacher von
Garagen, Carports und Tiefgarageneinfahrten sind in Gebieten mit mehrgeschossiger Bebauungen von oben gut ein-
sehbar. In dicht bebauten und infolge dessen gestalterisch ,eintdnigen” innerstédtischen Bereichen kann es daher ge-
rechtfertigt sein, aus gestalterischen Griinden eine Dachbegriinung oder Fassadenbegriinung zu fordern. Ebenso kon-
nen solche Regelungen in Bereichen, deren Ortsbild sich auf Grundlage einer langjahrigen Gestaltungspflege bei-
spielsweise durch eine Freiflachengestaltungssatzung entsprechend gepragt hat, gerechtfertigt sein. Je nach Auspréa-
gung des Ortsbhildes ist der Geltungsbereich solcher Regelungen ggf. raumlich naher einzugrenzen. Mittelbar kénnen
hierdurch auch positive mikroklimatische Effekte erzielt werden, dies kommt den Zielen des § 8 Abs. 1 Klimaanpas-
sungsgesetz zugute. Gleichzeitig ist der Ausbau Erneuerbarer Energien als vorrangiger Belang in die Abwagung einzu-
beziehen. In diesem Zusammenhang ist in Bayern fir Déacher und Schutzdéacher sogar die Solardachpflicht des Art.
44a Bayerische Bauordnung fur Nichtwohngeb&ude ab einer Dachflache tiber 50m2 Dachflache zu beachten. Grund-
satzlich schlieRen sich die Errichtung und der Betrieb von Solaranlagen auf dem Dach sowie eine extensive Dachbe-
grunung nicht aus. Im Einzelnen und zu den fir die Abwégung ebenfalls wichtigen wirtschaftlichen Aspekten wird auf
den Steckbrief zur Dachbegriinung des Instituts fiir Wirtschaftsforschung (IOW) und Institut fiir Soziologie der LMU
Munchen verwiesen.



https://gruene-stadt-der-zukunft.de/steckbrief-dachbegruenung/
https://gruene-stadt-der-zukunft.de/steckbrief-dachbegruenung/

